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485 . Bundesgesetz vom 2. Dezember 1971
über Nebengebührenzulagen der Bundes-
beamten des Ruhestandes, der Hinterblie-
benen und Angehörigen (Nebengebühren-

zulagengesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Anwendungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die
Ansprüche der Bundesbeamten, ihrer Hinter-
bliebenen und Angehörigen auf Nebengebühren-
zulagen.

(2) Bundesbeamte, Hinterbliebene und Ange-
hörige im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die
im § 1 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 340,
genannten Personen. Bundesbeamte werden im
folgenden kurz „Beamte" genannt.

Anspruchsbegründende Nebengebühren, Fest-
halten in Nebengebührenwerten

§ 2. (1) Folgende Nebengebühren — in den
weiteren Bestimmungen kurz „anspruchsbegrün-
dende Nebengebühren" genannt — begründen
Anspruch auf eine Nebengebührenzulage zum
Ruhegenuß:

1. Mehrleistungsvergütungen nach § 18 Abs. 1
bis 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl.
Nr. 54, mit Ausnahme der Mehr-
leistungsvergütungen, die für Leistungen
gewährt werden, die über den vom Beamten
auf Grund seiner dienstrechtlichen Stellung
zu erwartenden Wert seiner Arbeitsleistung
hinausgehen,

2. Erschwerniszulagen nach § 19 Abs. 1 Z. 2
des Gehaltsgesetzes 1956,

3. Gefahrenzulagen nach § 19 Abs. 1 Z. 2
des Gehaltsgesetzes 1956 und

4. Vergütungen für Mehrdienstleistungen nach
§ 61 des Gehaltsgesetzes 1956.

(2) Anspruchsbegründende Nebengebühren,
die der Beamte bezieht, sind in Nebengebühren-
werte umzurechnen, die auf höchstens 3 Dezi-
malstellen zu lauten haben. Ein Nebengebühren-
wert beträgt 1 v. H. des im Zeitpunkt des Ent-
stehens des Anspruches auf die Nebengebühr
geltenden Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienst-
klasse V zuzüglich einer allfälligen Teuerungs-
zulage.

(3) Anläßlich der Auszahlung der Bezüge sind
die anspruchsbegründenden Nebengebühren in
Nebengebührenwerten laufend festzuhalten.

(4) Die jeweils bis zum Ende eines Kalender-
jahres festgehaltene Summe der Nebengebühren-
werte ist dem Beamten schriftlich mitzuteilen.
Hat der Beamte binnen zwei Monaten nach der
Mitteilung durch seine Unterschrift die Richtig-
keit dieser Summe anerkannt, so ist deren
Bestreitung ausgeschlossen. Hat der Beamte die
Richtigkeit der Summe nicht anerkannt, so hat
die Dienstbehörde die Summe der Neben-
gebührenwerte mit Bescheid festzustellen.

Pensionsbeitrag

§ 3. (1) Von den anspruchsbegründenden
Nebengebühren hat der Beamte des Dienst-
standes einen Pensionsbeitrag von 5 v. H. zu
entrichten.

(2) Der Beamte hat keinen Pensionsbeitrag zu
leisten, wenn er auf Grund eines Verzichtes
keine Anwartschaft auf Pensionsversorgung hat.
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(3) Rechtmäßig entrichtete Pensionsbeiträge
sind, nicht zurückzuzahlen.

Anspruch auf Nebengebührenzulage zum
Ruhegenuß

§ 4. (1) Dem Beamten, der anspruchsbegrün-
dende Nebengebühren bezogen hat, gebührt eine
monatliche Nebengebührenzulage zum Ruhe-
genuß.

(2) Die Nebengebührenzulage zum Ruhe-
genuß gilt als Bestandteil des Ruhebezuges.

Bemessungsgrundlage und Ausmaß der Neben-
gebührenzulage zum Ruhegenuß

§ 5. (1) Die Nebengebührenzulage zum Ruhe-
genuß ist auf der Grundlage der für den Zeit-
raum vom Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
bis zum Ausscheiden aus dem Dienststand im
Beamtendienstverhältnis festgehaltenen Summe
der Nebengebührenwerte zu bemessen. Diese
Summe erhöht sich um die nach den Bestim-
mungen der §§ 10 Abs. 6 und 11 Abs. 4 fest-
gestellten Nebengebührenwerte aus früheren
Dienstverhältnissen sowie um Gutschriften von
Nebengebührenwerten nach den Bestimmungen
der §§ 12 bis 16.

(2) Die Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß
beträgt den 437•5ten Teil des Betrages, der sich
aus der Multiplikation der Summe der Neben-
gebührenwerte mit 1 v. H. des im Zeitpunkt
des Entstehens des Anspruches auf die Neben-
gebührenzulage geltenden Gehaltes der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V zuzüglich einer all-
fälligen Teuerungszulage ergibt.

(3) Die Höhe der Nebengebührenzulage zum
Ruhegenuß ändert sich jeweils um den Hundert-
satz, um den sich bei Beamten des Dienststandes
das Gehalt der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
zuzüglich einer allfälligen Teuerungszulage
ändert.

(4) Die Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß
darf jeweils 20 v. H. des ruhegenußfähigen
Monatsbezuges nicht übersteigen.

Anspruch auf Nebengebührenzulage zum Ver-
sorgungsgenuß

§ 6. (1) Dem Hinterbliebenen eines Beamten,
der eine anspruchsbegründende Nebengebühr
bezogen hat, gebührt eine monatliche Neben-
gebührenzulage zum Versorgungsgenuß. Auf
die Nebengebührenzulage hat der Hinterblie-
bene keinen Anspruch, wenn die Nebengebühren-
zulage zum Ruhegenuß des Beamten abgefunden
worden ist.

(2) Die Nebengebührenzulage zum Versor-
gungsgenuß gilt als Bestandteil des Versorgungs-
bezuges.

Ausmaß der Nebengebührenzulage zum Ver-
sorgungsgenuß

§ 7. Die Nebengebührenzulage zum Versor-
gungsgenuß beträgt für die Witwe 60 v. H., für
eine Halbwaise 12 V. H. und für eine Vollwaise
30 v. H. der Nebengebührenzulage, die dem
Beamten im Ruhestand jeweils gebühren würde.

Nebengebührenzulage zum Unterhaltsbeitrag

§ 8. (1) Dem ehemaligen Beamten des Ruhe-
standes, der Anspruch auf eine Nebengebühren-
zulage zum Ruhegenuß gehabt hat, gebührt zum
Unterhaltsbeitrag eine monatliche Nebengebüh-
renzulage in jenem Ausmaß, das sich aus dem
Verhältnis zwischen dem der Bemessung
Zugrunde liegenden Ruhegenuß (zuzüglich einer
allfälligen Ruhegenußzulage) und dem Unter-
haltsbeitrag ergibt. Die Bestimmungen des § 5
Abs. 3 und 4 gelten sinngemäß.

(2) Dem Hinterbliebenen eines ehemaligen
Beamten des Ruhestandes, der Anspruch auf eine
Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß gehabt
hat, gebührt zum Unterhaltsbeitrag eine monat-
liche Nebengebührenzulage in jenem Ausmaß,
das sich aus dem Verhältnis zwischen dem der
Bemessung zugrunde liegenden Versorgungs-
genuß (zuzüglich einer allfälligen Versorgungs-
genußzulage) und dem Unterhaltsbeitrag ergibt.
Die Bestimmungen des § 7 gelten sinngemäß.

(3) Dem Angehörigen eines entlassenen Beam-
ten gebührt zum Unterhaltsbeitrag eine monat-
liche Nebengebührenzulage, wenn der Beamte
im Falle der mit Ablauf des Entlassungstages
erfolgten Ruhestandsversetzung Anspruch auf
eine Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß
gehabt hätte. Die monatliche Nebengebühren-
zulage gebührt in jenem Ausmaß, das sich aus
dem Verhältnis zwischen dem Versorgungs-
genuß (zuzüglich einer allfälligen Versorgungs-
genußzulage), auf den der Angehörige Anspruch
hätte, wenn der Beamte im Zeitpunkt der Ent-
lassung gestorben wäre, und dem Unterhalts-
beitrag ergibt. Die Bestimmungen des § 7 gelten
sinngemäß.

(4) Die Nebengebührenzulage zum Unterhalts-
beitrag gilt als Bestandteil des Unterhaltsbezuges.

Rundung von Nebengebührenzulagen; Abfin-
dung von Nebengebührenzulagen

§ 9. (1) Die Nebengebührenzulagen sind unter
sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des
§ 34 des Pensionsgesetzes 1965 auf zehn Gro-
schen zu runden.

(2) Wenn eine monatliche Nebengebühren-
zulage im Zeitpunkt des Entstehens des
Anspruches nach vorgenommener Rundung
20 S nicht übersteigen würde, so gebührt statt
der Nebengebührenzulage eine Abfindung. Die
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Abfindung beträgt das Siebzigfache der sich nach
den Bestimmungen der §§ 5, 7 oder 8 erge-
benden und nach Abs. 1 gerundeten Neben-
gebührenzulage:

Berücksichtigung von Nebengebühren aus einem
früheren Dienstverhältnis zum Bund; Festhalten

der Nebengebühren
§ 10. (1) Neben den im bestehenden Dienst-

verhältnis bezogenen anspruchsbegründenden
Nebengebühren sind bei der Feststellung des
Anspruches auf eine Nebengebührenzulage zum
Ruhegenuß folgende Nebengebühren — soweit
sie auf einen Zeitraum nach dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes entfallen — zu berück-
sichtigen:

1. anspruchsbegründende Nebengebühren, die
der Beamte in einem früheren öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund
bezogen hat, und

2. den anspruchsbegründenden Nebengebühren
entsprechende Nebengebühren, die der
Beamte in einem früheren privatrechtlichen
Dienstverhältnis zum Bund — ausgenom-
men in einem Dienstverhältnis bei den
Österreichischen Bundesbahnen — bezogen
hat.

(2) Nebengebühren aus einem früheren Dienst-
verhältnis zum Bund sind nach Abs. 1 nur dann
zu berücksichtigen, wenn der Beamte sie für
Zeiten bezögen hat, die im bestehenden Dienst-
verhältnis ruhegenußfähig sind.

(3) Zum Zwecke der allfälligen Berücksichti-
gung nach Abs. 1 sind die anspruchsbegrün-
denden Nebengebühren der zeitverpflichteten
Soldaten in gleicher Weise festzuhalten wie die
Nebengebühren der Beamten. Die Bestimmungen
des § 2 Abs. 4 sind sinngemäß anzuwenden.

(4) Zum Zwecke der allfälligen Berücksichti-
gung nach Abs. 1 sind die in Betracht kom-
menden Nebengebühren der in einem privat-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund stehenden
Bediensteten in gleicher Weise festzuhalten wie
die Nebengebühren der Beamten. Die jeweils bis
zum Ende eines Kalenderjahres festgehaltene
Summe der Nebengebührenwerte ist dem Bedien-
steten schriftlich mitzuteilen. Hat der Bedien-
stete binnen zwei Monaten nach der Mitteilung
durch seine Unterschrift die Richtigkeit dieser
Summe anerkannt, so ist deren Bestreitung aus-
geschlossen.

(5) Beim Ausscheiden aus dem privatrecht-
lichen Dienstverhältnis zum Bund sind dem
Bediensteten die festgehaltenen Nebengebühren-
werte zu bescheinigen.

(6) Aus dem Anlaß der Aufnahme des
Beamten sind die in früheren Dienstverhält-

nissen zum Bund festgehaltenen Nebengebühren-
werte, soweit sie auf Nebengebühren entfallen)
die nach den Bestimmungen der Abs 1 und 2
zu berücksichtigen sind, mit Bescheid fest-
zustellen.

Berücksichtigung von Nebengebühren aus einem
früheren Landeslehrerdienstverhältnis

§ 11. (1) Anspruchsbegründende Neben-
gebühren oder diesen in einem privatrechtlichen
Dienstverhältnis entsprechende Nebengebühren,
die ein Beamter in einem früheren Dienstver-
hältnis als Landeslehrer bezogen hat, sind bei der
Feststellung des Anspruches auf eine Nebenge-
bührenzulage zum Ruhegenuß in gleicher Weise
zu berücksichtigen wie Nebengebühren der
Beamten. Das gleiche gilt für eine im Landes-
lehrerdienstverhältnis festgestellte Gutschrift von
Nebengebührenwerten.

(2) Nebengebühren und Gutschriften von
Nebengebührenwerten aus einem früheren
Landeslehrerdienstverhältnis sind nach Abs. 1
nur dann zu berücksichtigen, wenn sie auf
Zeiten entfallen, die im bestehenden Dienstver-
hältnis ruhegenußfähig sind.

(3) Unter Landeslehrern im Sinne des Abs. 1
sind die im § 1 des Landeslehrer-Dienstgesetzes,
BGBl. Nr. 245/1962, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 171/l966 und BGBl. Nr. 247/
1970, im § 1 Abs. 1 des Landesvertragslehrer-
gesetzes 1966, BGBl. Nr. 172, im § 1 des Land-
und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienst-
gesetzes, BGBl. Nr. 176/1966, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 248/1970, und im
§ 1 Abs. 1 des Land- und forstwirtschaftlichen
Landesvertragslehrergesetzes, BGBl. Nr. 244/
1969, genannten Lehrer zu verstehen.

(4) Aus dem Anlaß der Aufnahme des Beamten
sind die in früheren Landeslehrerdienstverhält-
nissen festgehaltenen Nebengebührenwerte (ein-
schließlich allfälliger Gutschriften), soweit sie
nach den Abs. 1 und 2 zu berücksichtigen sind,
mit Bescheid festzustellen.

Festsetzung einer Gutschrift von Nebengebühren-
werten aus Anlaß der Aufnähme eines Beamten

§ 12. (1) Soweit nicht die Bestimmungen des
§ 11 anzuwenden sind, kann aus Anlaß der Auf-
nahme eines Beamten für die in einem früheren
Dienstverhältnis zu einer anderen Gebietskörper-
schaft zurückgelegte Dienstzeit, die im begrün-
deten Dienstverhältnis ruhegenußfähig ist, vom
zuständigen Bundesminister im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzler und dem Bundesminister
für Finanzen, für Beamte der Kanzlei des Präsi-
denten des Nationalrates jedoch vom Präsidenten
des Nationalrates, mit Bescheid eine Gutschrift
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von Nebengebührenwerten festgesetzt werden.
Für diese Festsetzung sind die Nebengebühren-
werte maßgebend, die für Beamte mit gleicher
Dienstzeit in gleicher oder ähnlicher Verwen-
dung festgehalten oder gutgeschrieben worden
sind.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn-
gemäß auch für den Fall der Aufnahme eines
Beamten, der früher in einem Dienstverhältnis
bei den Österreichischen Bundesbahnen gestan-
den ist.

Gutschrift von Nebengebührenwerten für Beamte
des Dienststandes

§ 13. (1) Dem Beamten, der im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes dem Dienst-
stand angehört, gebührt für die Zeit vor dem
1. Jänner 1972 eine Gutschrift von Nebengebüh-
renwerten, wenn er

a) sich am 1. Jänner 1970 in einem öffentlich-
rechtlichen oder privatrechtlichen Dienst-
verhältnis zum Bund befunden hat und

b) für das Jahr 1970 eine anspruchsbegrün-
dende Nebengebühr oder in einem privat-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund eine
dieser Nebengebühr entsprechende Neben-
gebühr bezogen hat.

(2) Die Gutschrift beträgt für jedes Kalender-
jahr, in das eine in einem Dienstverhältnis zum
Bund zurückgelegte Dienstzeit fällt, die im be-
stehenden Dienstverhältnis ruhegenußfähig ist,
von 1946 bis 1950 1/4
von 1951 bis 1960 3/8

von 1961 bis 1971 3/4

der für das Jahr 1970 bezogenen, in Neben-
gebührenwerten ausgedrückten Nebengebühren
nach Abs. 1 lit. b. Die Gutschrift ist mit Be-
scheid festzustellen.

(3) Für Beamte, die aus Gründen, die sie nicht
zu vertreten haben (wie Krankheit, Unfall,
Dienstfreistellung, Präsenzdienstleistung, Mutter-
schaftsurlaub und Karenzurlaub im öffentlichen
Interesse), im Jahre 1970

a) keinen Dienst geleistet und deshalb keine
Nebengebühren bezogen haben oder

b) nicht während des ganzen Jahres Dienst
geleistet und deshalb geringere Neben-
gebühren bezogen haben oder

c) wegen der Folgen einer Krankheit oder
eines Unfalles während der anschließenden
Dienstleistung geringere Nebengebühren
bezogen haben als dem Durchschnitt wäh-
rend der vor Eintritt der Behinderung er-
brachten Dienstleistung entspricht,

ist auf Antrag die der Ermittlung der Gutschrift
zugrunde zu legende Summe von Nebengebühren-
werten für das Jahr 1970 vom zuständigen Bun-

desminister im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler und dem Bundesminister für Finan-
zen, für die Beamten der Kanzlei des Präsiden-
ten des Nationalrates jedoch vom Präsidenten
des Nationalrates, festzusetzen. Der Antrag ist
bei sonstigem Ausschluß binnen einem Jahr nach
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes zu stel-
len.

(4) Bei der Festsetzung der Nebengebühren-
werte nach Abs. 3 lit. a sind die von Beamten
in gleicher Verwendung bezogenen Nebengebüh-
ren maßgebend. Bei der Festsetzung der Neben-
gebührenwerte nach Abs. 3 lit. b ist von den
Nebengebühren auszugehen, die vom Beamten
während des Zeitraumes des Jahres 1970 bezo-
gen wurden, in dem die erwähnten Gründe nicht
gegeben waren.

(5) Bei der Ermittlung der Gutschrift nach
Abs. 2 können Dienstzeiten, die in einem Dienst-
verhältnis zu einer anderen Gebietskörperschaft
oder in einem Dienstverhältnis bei den Öster-
reichischen Bundesbahnen zurückgelegt worden
sind, berücksichtigt werden, wenn diese Dienst-
zeiten im bestehenden Dienstverhältnis ruhe-
genußfähig sind.

Gutschrift von Nebengebührenwerten für die in
den Jahren 1970 und 1971 aus dem Dienststand

ausgeschiedenen Beamten

§ 14. (1) Für Beamte, die sich am 1. Jänner
1970 in einem Dienstverhältnis zum Bund befun-
den haben und in der Zeit bis zum 31. Dezem-
ber 1971 aus dem Dienststand ausgeschieden sind,
sowie für Hinterbliebene dieser Beamten ist die
Gutschrift von Nebengebührenwerten von Amts
wegen nach den Bestimmungen des § 13 Abs. 2
bis 5 vorzunehmen.

(2) In den Fällen des Abs. 1 bildet die fest-
gestellte Gutschrift von Nebengebührenwerten
die Bemessungsgrundlage der ab dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes gebührenden Neben-
gebührenzulage.

(3) Ist der Beamte, der sich am 1. Jänner 1970
in einem Dienstverhältnis zum Bund befunden
hat, in den Jahren 1970 oder 1971 ohne An-
spruch auf Pensionsversorgung aus dem Dienst-
stand ausgeschieden, so ist die Gutschrift nach
Abs. 1 aus Anlaß der neuerlichen Aufnahme
festzustellen.

Gutschrift von Nebengebührenwerten für die in
den Jahren 1970 und 1971 aufgenommenen

Beamten

§ 15. (1) Dem Beamten, der im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes dem Dienst-
stand angehört, der aber erst nach dem 1. Jän-
ner 1970 in ein Dienstverhältnis zum Bund auf-
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genommen worden ist, gebührt für die Jahre
1970 und 1971 auf Grund der bezogenen an-
spruchsbegründenden Nebengebühren eine Gut-
schrift, bei deren Feststellung die Bestimmungen
des § 13 Abs. 2 anzuwenden sind.

(2) Dem Beamten, der im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Bundesgesetzes dem Dienst-
stand angehört, der aber erst im Jahre 1971 in
ein Dienstverhältnis zum Bund aufgenommen
worden ist, gebührt für das Jahr 1971 auf Grund
der bezogenen anspruchsbegründenden Neben-
gebühren eine Gutschrift, bei deren Feststellung
die Bestimmungen des § 13 Abs. 2 sinngemäß
anzuwenden sind.

(3) Ist der Beamte, bei dem die im Abs. 1 oder
2 bestimmten Voraussetzungen zutreffen, vor
seiner Aufnahme in den Bundesdienst in einem
Dienstverhältnis zu einer anderen Gebietskörper-
schaft oder in einem Dienstverhältnis bei den
Österreichischen Bundesbahnen gestanden, so
können die Bestimmungen der §§ 12 und 13
Abs. 2 mit der Maßgabe angewendet werden, daß
bei der Festsetzung der Nebengebührenwerte
von den vom Beamten im Bundesdienst bezoge-
nen Nebengebühren auszugehen ist.

Gutschrift von Nebengebührenwerten aus dem
Anlaß der Aufnahme eines Beamten

§ 16. Aus dem Anlaß einer nach dem 1. Jän-
ner 1972 erfolgenden Aufnahme eines Beamten,
der sich vor dem 1. Jänner 1972 in einem Dienst-
verhältnis als zeitverpflichteter Soldat oder in
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum
Bund befunden hat und in diesem Dienstverhält-
nis eine anspruchsbegründende Nebengebühr
oder eine dieser Nebengebühr entsprechende
Nebengebühr bezogen hat, ist für die Zeit vor
dem 1. Jänner 1972 eine Gutschrift von Neben-
gebührenwerten unter sinngemäßer Anwendung
der Bestimmungen der §§13 und 15 vorzuneh-
men.

Bestimmungen für die vor dem 1. Jänner 1970
aus dem Dienststand ausgeschiedenen Beamten,

deren Hinterbliebene und Angehörige

§ 17. (1) Dem Beamten des Ruhestandes, der
vor dem 1. Jänner 1970 aus dem Dienststand
ausgeschieden ist, gebührt auf Antrag eine monat-
liche Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß,
wenn er innerhalb der letzten 60 Monate vor
dem Ausscheiden aus dem Dienststand eine an-
spruchsbegründende Nebengebühr oder eine
entsprechende Nebengebühr nach den vor dem
Inkrafttreten des Gehaltsgesetzes 1956 in Gel-
tung gestandenen gesetzlichen Bestimmungen be-
zogen hat.

(2) Die Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß
ist auf der Grundlage des Durchschnittes der von

den Beamten des Dienststandes in den im Abs. 3
angeführten Beamtengruppen im Jahre 1970
bezogenen anspruchsbegründenden Nebengebüh-
ren zu ermitteln.

(3) Der Durchschnitt der Nebengebühren nach
Abs. 2 ist durch Verordnung der Bundesregie-
rung festzusetzen. Er ist in der Weise zu ermit-
teln, daß die von den Beamten des Dienststandes
in den nachstehend angeführten Beamtengruppen
im Jahre 1970 bezogene Gesamtsumme von
anspruchsbegründenden Nebengebühren durch
die Anzahl der Beamten geteilt wird, die in der
jeweiligen Gruppe Nebengebühren bezogen
haben:
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Der Betrag, der sich für die Beamtengruppe aus
der erwähnten Teilung ergibt, ist auf einen durch
vierzehn teilbaren vollen Schillingbetrag aufzu-
runden.

(4) Der festgesetzte Durchschnitt ändert sich
um den Hundertsatz, um den sich bei Beamten
des Dienststandes das Gehalt der Gehaltsstufe 2
der Dienstklasse V in der Zeit vom 1. Jänner
1971 bis zum Anfall der Nebengehührenzulage
ändert.

(5) Die Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß
beträgt für jedes Kalenderjahr, in das eine in
einem Dienstverhältnis zum Bund zurückgelegte
Dienstzeit fällt, die ruhegenußfähig ist, für die
Zeit

bis 1950 0•8v. H.,
von 1951 bis 1960 1•2 v. H. und
von 1961 bis 1969 2•4 v. H.
des vierzehnten Teiles des Durchschnittes der
Nebengebühren (Abs. 3 und 4) jener Beamten-
gruppe, nach der sich der ruhegenußfähige Mo-
natsbezug richtet. Sie darf jedoch weder 40 v. H.
dieses vierzehnten Teiles noch 10 v. H. des ruhe-
genußfähigen Monatsbezuges übersteigen.

(6) Dem Hinterbliebenen eines im Abs. 1 ge-
nannten Beamten gebührt auf Antrag eine
Nebengebührenzulage zum Versorgungsgenuß,
wenn der Beamte Anspruch auf eine Neben-
gebührenzulage zum Ruhegenuß gehabt hätte.
Die Bestimmung des § 7 gilt sinngemäß.

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind
auf ehemalige Beamte des Ruhestanides, deren
Hinterbliebene und Angehörige eines entlassenen
Beamten unter Berücksichtigung der Bestimmun-
gen des § 8 sinngemäß anzuwenden.

(8) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 und des
§ 9 sind anzuwenden.

(9) Die Nebengebührenzulage gebührt — falls
sich aus dem Abs. 10 nichts anderes ergibt — bei
Beamten der Geburtsjahrgänge
vor 1897 vom 1. Jänner 1973 an,
1897 bis 1902 vom 1. Jänner 1974 an,
1903 bis 1909 vom 1. Jänner 1975 an,

bei Beamten späterer Geburtsjahrgänge von dem
der Vollendung des 65. Lebensjahres folgenden
Monatsersten an. Den wegen Dienstunfähigkeit
in den Ruhestand versetzten Beamten und deren
Hinterbliebenen sowie den Hinterbliebenen der
Beamten, die im Dienststand verstorben sind, ge-
bührt die Nebengebührenzulage vom 1. Jänner
1973 an.

(10) Wird der Antrag später als an dem sich
aus Abs. 9 ergebenden Anfallstag gestellt, so ge-
bührt die Nebengebührenzulage von dem der
Einbringung des Antrages folgenden Monats-
ersten an.

Besondere Bestimmungen für die vor dem 1. Jän-
ner 1970 aus dem Dienststand ausgeschiedenen
Beamten, deren Hinterbliebene und Angehörige

§ 18. Liegen die letzten 60 Monate vor dem
Ausscheiden des Beamten aus dem Dienststand
in einem vom § 11 des Beamten-Überleitungs-
gesetzes, StGBl. Nr. 134/1945, oder vom § 49
Abs. 4 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 181/1955
erfaßten Zeitraum, so sind für die Beurteilung
des Bezuges einer Nebengebühr nach § 17 Abs. 1
die unmittelbar vor diesem Zeitraum liegenden
60 Monate heranzuziehen. Das Entsprechende
gilt, wenn ein Teil der letzten 60 Monate in einen
vom § 11 des Beamten-Überleitungsgesetzes oder
vom § 49 Abs. 4 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 181/1955 erfaßten Zeitraum fällt, für diesen
Teil.
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Inkrafttreten und Vollziehung

§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jän-
ner 1972 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut, in Angelegen-
heiten, die nur die Kanzlei des Präsidenten des
Nationalrates oder ein Bundesministerium be-
treffen, jedoch der Präsident des Nationalrates
bzw. der zuständige Bundesminister.

(3) Durchführungsverordnungen können von
dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes fol-
genden Tag an erlassen werden. Sie treten frühe-
stens mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

486. Bundesgesetz vom 2. Dezember 1971,
mit dem das Landeslehrer-Dienstgesetz abge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das L.andeslehrer-Dienstgesetz, BGBl. Nr. 245/
1962, in d,er Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 245/1965, 34,0/1965, 171/1966, 29ß/1968, 288/
1969, und 247/1970, wird abgeändert wie folgt:

§ 45 hat zu lauten:

„§ 45, A n w e n d u n g v o n f ü r B u n d e s -
l e h r e r g e l t e n d e n b e s o l d u n g s - u n d
p e n s i o n s r e c h t l i c h e n V o r s c h r i f -

t e n

Für das Besoldungs- und Pensionsrecht gelten
im Sinne des § 2 folgende Vorschriften:

a) das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54,
b) das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340,
c) das Pensionsüberleitungsgesetz, BGBl.

Nr. 187/194,9,
d) § 3 Abs. 2 des Pensionsgesetzes 1921,

BGBl. Nr. 735, für die vor dem Inkraft-
treten des Pensionsgesetzes 1965 aus dem
Dienststand ausgeschiedenen Landeslehrer
und ihre Hinterbliebenen,

e) das Nebengebührenzulagengesetz, BGBl.
Nr. 485/1971,

f) die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1972 in
Kraft.

Artikel III

Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes richtet
sich nach den Bestimmungen des § 64 des Landes-
lehrer-Dienstgesetzes.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

4 8 7 . Bundesgesetz vom 2. Dezember 1971,
mit dem das Land- und forstwirtschaftliche
Landeslehrer-Dienstgesetz abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Land- und forstwirtschaftliche Landes-

lehrer-Dienstgesetz, BGB1. Nr. 176/1966, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 300/1968,
297/1969 und 248/1970 wird abgeändert wie
folgt:

§ 48 hat zu lauten:

„§ 48. A n w e n d u n g v o n f ü r B u n d e s -
l e h r e r g e l t e n d e n b e s o l d u n g s - u n d
p e n s i o n s r e c h t l i c h e n V o r s c h r i f -

t e n

Für das Besoldungs- und Pensionsrecht gelten
im Sinne des § 2 folgende Vorschriften:

a) das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54,
b) das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340,
c) das Pensionsüberleitungsgesetz, BGBl.

Nr. 187/1949,
d) § 3 Abs. 2 des Pensionsgesetzes 1921, BGBl.

Nr. 735, für die vor dem Inkrafttreten des
Pensionsgesetzes 1965 aus dem Dienststand
ausgeschiedenen Landeslehrer und ihre Hin-
terbliebenen,

e) das Nebengebührenzulagengesetz, BGBl.
Nr. 485/1971,

f) die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1972 in
Kraft.

Artikel III

Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes richtet
sich nach den Bestimmungen des § 66 des Land-
und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienst-
gesetzes.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter
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4 8 8 . Bundesgesetz vom 21. Dezember
1971, mit dem das Preisregelungsgesetz 1957

neuerlich geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Preisregelungsgesetzes 1957,
BGBl. Nr. 151, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 103/1962, BGBl. Nr. 77/1963,
BGBl. Nr. 305/1966, BGBl. Nr. 407/1970 und
des Artikels II des vorliegenden Bundesgesetzes
enthalten sind sowie die Vollziehung dieser Vor-
schriften sind für die Zeit vom Wirksamkeits-
beginn dieses Bundesgesetzes bis zum 31. De-
zember 1972 auch in den Belangen Bundessache,
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II
Das Preisregelungsgesetz 1957 wird geändert

wie folgt:

1. § 3 a hat zu lauten:

„§ 3 a. Das Bundesministerium für Inneres
kann ferner volkswirtschaftlich gerechtfertigte
Preise für Sachgüter und Entgelte für Leistungen
im Sinne des § 3 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes
für die Dauer von höchstens 6 Monaten bestim-
men, wenn:

1. die Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft, die Präsidentenkonferenz der Landwirt-
schaftskammern Österreichs, der Österreichische
Arbeiterkammertag und der Österreichische
Gewerkschaftsbund dem Bundesministerium für
Inneres übereinstimmend mitteilen, daß der
Preis für ein bestimmtes Sachgut oder das Ent-
gelt für eine bestimmte Leistung erhöht wurde;
eine solche Preisbestimmung ist nur zulässig,
wenn die Preiserhöhungen in einem ganzen
Wirtschaftszweig (Branche) oder von einem
Unternehmen (einer Unternehmergruppe) mit
marktbeherrschendem Einfluß vorgenommen
wurde, oder

2. eine solche Maßnahme für Sachgüter und
Leistungen, die nicht unter Z. 1 fallen, von den
unter Z. 1 genannten Interessenvertretungen
gemeinsam als notwendig erachtet wird.

Die Bestimmungen des § 3 Abs. 7 erster bis
dritter Satz sind entsprechend anzuwenden. Eine
solche Preisbestimmung darf nur einmal aus
dem gleichen Anlaß getroffen werden."

2. § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1972 außer Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jän-
ner 1972 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich des Artikels I die Bundesregie-
rung und hinsichtlich des Artikels II der Bundes-
minister für Inneres und der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft je nach ihrem
Wirkungsbereich, jeweils im Einvernehmen mit
den in ihrem Wirkungsbereich vornehmlich
berührten Bundesministern (§ 2 Abs. 3 und § 5 a
des Preisregelungsgesetzes 1957) betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

4 8 9 . Bundesgesetz vom 21. Dezember
1971, mit dem das Preistreibereigesetz 1959

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Preistreibereigesetz 1959, BGBl.
Nr. 49, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 281/1959, 301/1960, 311/1961, 104/1962,
122/1963, 175/1963, 329/1965, 310/1966, 446/
1968, 173/1970, 408/1970 und des Art. II des
vorliegenden Bundesgesetzes enthalten sind, so-
wie die Vollziehung dieser Vorschriften sind
vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes
an bis zum Ablauf des 31. Dezember 1972 auch
in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer
das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung
von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II

Das Preistreibereigesetz 1959 wird geändert
wie folgt:

§ 15 hat zu lauten:

„Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1972 außer Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jän-
ner 1972 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich des Art. I die Bundesregierung,
im übrigen der Bundesminister für Justiz, der
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Bundesminister für Inneres und der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie je
nach ihrem Wirkungsbereich betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

4 9 0 . Bundesgesetz vom 21. Dezember 1971,
mit dem das Rohstofflenkungsgesetz 1951
geändert wird (Rohstofflenkungsgesetz-

novelle 1971)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Rohstofflenkungsgesetz 1951,
BGBl. Nr. 106, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 114/1952, BGBl. Nr. 145/1954, BGBl.
Nr. 107/1955, BGBl. Nr. 278/1955, BGBl.
Nr. 257/1956, BGBl. Nr. 277/1957, BGBl.
Nr. 279/1958, BGBl. Nr. 283/1959, BGBl.
Nr. 302/1960, BGBl. Nr. 312/1961, BGBl.
Nr. 181/1963, BGBl. Nr. 331/1965, BGBl.
Nr. 311/1966, BGBl. Nr. 451/1968, BGBl.
Nr. 177/1970, BGBl. Nr. 409/1970 und des
Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes enthalten
sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschriften
sind vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes bis zum Ablauf des 31. Dezember 1972
auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich
derer das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fas-
sung von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II

Das Rohstofflenkungsgesetz 1951 wird ge-
ändert wie folgt:

§ 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1972 außer Kraft."

Artikel III
(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1972

in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

sind hinsichtlich des Art. I die Bundesregierung
und hinsichtlich des Art. II der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

4 9 1 . Bundesgesetz vom 21. Dezember 1971,
mit dem die Geltungsdauer des Lastvertei-
lungsgesetzes 1952 neuerlich verlängert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Lastverteilungsgesetz 1952, BGBl.
Nr. 207, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 131/1954, BGBl. Nr. 108/1955, BGBl.
Nr. 279/1955, BGBl. Nr. 258/1956, BGBl.
Nr. 278/1957, BGBl. Nr. 280/1958, BGBl.
Nr. 285/1959, BGBl. Nr. 303/1960, BGBl.
Nr. 314/1961, BGBl. Nr. 121/1963, BGBl.
Nr. 328/1965, BGBl. Nr. 309/1966, BGBl.
Nr. 450/1968, BGBl. Nr. 178/1970, BGBl.
Nr. 410/1970 und des Art. II dieses Bundesge-
setzes enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser
Vorschriften sind vom Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes an bis zum Ablauf des 31. De-
zember 1972 auch in den Belangen Bundessache,
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz in
der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II

Das Lastverteilungsgesetz 1952 wird geändert
wie folgt:

§ 14 Abs. 2 hat zu lauten:
„Dieses Bundesgesetz tritt mit 31. Dezember

1972 außer Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1972
in Kraft.

(2) Die Vollziehung des Art. I dieses Bundes-
gesetzes obliegt der Bundesregierung. Im übrigen
richtet sich die Zuständigkeit zur Vollziehung
dieses Bundesgesetzes nach § 14 Abs. 1 des Last-
verteilungsgesetzes 1952.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

4 9 2 . Bundesgesetz vom 21. Dezember 1971,
mit dem das Marktordnungsgesetz 1967
geändert wird (Marktordnungsgesetz-Novelle

1971)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Marktordnungsgesetz 1967, BGBl.
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Nr. 36/1968, in der Fassung der Kundmachung
BGBl. Nr. 424/1968 und der Bundesgesetze
BGBl. Nr, 452/1969 und BGBl. Nr. 411/1970
sowie des Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes
enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser Vor-
schriften sind vom Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes bis zum Ablauf des 31. Dezember
1972 auch in den Belangen Bundessache, hin-
sichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz in
der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II

Das Marktordnungsgesetz 19,67 wird geändert
wie folgt:

1. § 2 hat zu lauten:

(2) Erzeugnisse aus Milch im Sinne dieses
Unterabschnittes sind folgende Waren:

(3) Für die Einreihung einer Ware in eine der
in den Abs. 1 und 2 angeführten Zolltarifnum-
mern gelten die Bestimmungen des Zolltarif-
gesetzes 1958, BGBl. Nr. 74, in der jeweils gel-
tenden Fassung."

2. § 6 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Der Fonds hat die Preisausgleichsbeiträge
nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5 in der Weise
zu verwenden, daß

1. Verarbeitungszuschüsse für Milch, die als
Rahm oder nach Verarbeitung zu Erzeugnissen
aus Milch verwertet wird, gewährt werden;

2. Preisausgleichszuschüsse für Milch, die als
Frischmilch abgegeben wird, gewährt werden.

(2) Zuschüsse nach Abs. 1
a) werden in dem Ausmaß gewährt, das zur

Erreichung eines möglichst einheitlichen
Auszahlungspreises an die Milchlieferanten
unbedingt erforderlich ist; hiebei ist auf
die Qualität der Produkte sowie darauf
Bedacht zu nehmen, daß die Heranführung
der tatsächlichen Kosten der Bearbeitung,
Verarbeitung und Verteilung von Milch
und Erzeugnissen aus Milch an die Kosten
von Betrieben, die nach Größe, Ausstat-
tung und Betriebsorganisation als wirt-
schaftlich anzusehen sind, gefördert wird;

b) können zur Erreichung der Ziele des § 3
Abs. 1 den im § 11 Abs. 1 bezeichneten
Betrieben für eine bestimmte Art der Ver-
wendung oder Verwertung der Milch in
Gruppen oder einzeln, einmalig oder für
einen bestimmten Zeitraum gewährt wer-
den und

c) dürfen nur Betrieben gewährt werden, die
ständig molkereimäßig behandelte Milch
und Erzeugnisse aus Milch von einwand-
freier guter Beschaffenheit in Verkehr set-
zen. Ausnahmen können vom Fonds be-
willigt werden; dies gilt insbesondere für
den Fall, daß durch Gebrechen an Maschi-
nen und Geräten oder andere vom Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetrieb nicht zu
vertretende Umstände die Erzeugung von
Waren einwandfreier Qualität vorüber-
gehend behindert wird, sofern die Behinde-
rungen dem Fonds unverzüglich bekannt-
gegeben und zugleich alle Vorkehrungen
getroffen wurden, um diese Behinderungen
zu beheben."

3. § 9 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Die Bearbeitungs.- und Verarbeitungs-
betriebe sowie die Milchgenossenschaften und
Milchsammelstellen haben für nachstehende
Waren, die in Verkehr gesetzt werden, all-
monatlich an den Fonds folgende Beträge — ver-
mindert um die von diesen Beträgen in allen
Wirtschaftsstufen zu entrichtenden Umsatz-
steuerbeträge — abzuführen:

a) für Vollmilch, auf einen bestimm-
ten Fettgehalt eingestellte Milch
und Sauermilch sowie für aus die-
sen Milcharten hergestellte Milch-
mischgetränke (Kakaomilch, Scho-
kolademilch, Fruchtmilch, Frucht-
joghurt u. ä.) je Liter S 0•40,

b) für Schlagobers je Liter S 2•20,

c) für Kaffeeobers und Sauerrahm je
Liter S 1•00,

d) für Butter je Kilogramm S l•60.
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(2) In Durchführung des Abs. 1 lit. b bis d
haben die Bearbeitung- und Verarbeitungs-
betriebe an den Fonds je Fetteinheit abzuführen:
bei Schlagobers 5•5 Groschen,
bei Kaffeeobers und Sauerrahm 6•4 Groschen,
bei Butter 1•8 Groschen."

4. § 11 Abs. 3 zweiter Satz hat zu lauten:

„Die Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe
sind verpflichtet, Milch und Erzeugnisse aus Milch
von anderen Bearbeitungs- und Verarbeitungs-
betrieben oder deren wirtschaftlichen Zusammen-
schlüssen zuzukaufen, soweit dies zur ordnungs-
gemäßen Versorgung ihres Versorgungsgebietes
erforderlich ist."

5. § 13 Abs. 1 lit. d und e erhalten die Be-
zeichnungen e und f; als neue lit. d ist einzu-
fügen:

„d) Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben
(wirtschaftlichen Zusammenschlüssen von
solchen) den Zukauf von Milch und Er-
zeugnissen aus Milch auftragen,".

6. § 16 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Die Beitragspflichtigen haben Aufzeich-
nungen zu führen, die alle Angaben, die für die
Errechnung der Bemessungsgrundlagen für die
Ausgleichsbeiträge und für die Gewährung von
Zuschüssen maßgebend sind, zu enthalten haben.
Ferner kann der Fonds zur Ermittlung der tat-
sächlichen Kosten (§ 6 Abs. 2 lit. a) Bearbeitungs-
und Verarbeitungsbetrieben die Durchführung
einer Kastenstellenrechnung nach Maßgabe eines
vom Fonds aufzustellenden einheitlichen Kosten-
arten- und Kostenstellenplanes vorschreiben und
die in diesem Zusammenhang erforderlichen
Richtlinien erlassen.

(2) Die Beitragspflichtigen haben dem Fonds
alle Meldungen zu erstatten und alle Auskünfte
zu erteilen, die zur Ermittlung der Bemessungs-
grundlagen für die Ausgleichsbeiträge und Zu-
schüsse erforderlich sind. Betriebe, denen die
Durchführung einer Kostenstellenrechnung auf-
getragen ist, haben die Ergebnisse dieser Rech-
nung dem Fonds bekanntzugeben. Die Beitrags-
pflichtigen haben weiter den vom Fonds ent-
sendeten Organen nach Vorweisung ihres Amts-
auftrages den Einblick in die Betriebsräume, die
Erhebung der Vorräte und die Einsichtnahme
in die Aufzeichnungen zu gestatten, die die
Kostenstellenrechnung betreffen oder die für die
Errechnung der Bemessungsgrundlagen für die
Ausgleichsbeiträge und Zuschüsse maßgebend
sind. Die Gewährung eines Zuschusses kann ver-
weigert oder widerrufen werden, wenn ein Zu-
schußberechtigter den Bestimmungen dieses Ab-
satzes nicht Folge leistet."

7. § 17 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„Wenn die Zollwerte (Wertzollgesetz 1955,
BGBl. Nr. 60) eingeführter, im § 2 genannter
Waren der Zolltarifnummern 04.01, 04.02, 04.03,
04.04 und 35.01 A niedriger sind als die Inlands-
preise gleichartiger oder ähnlicher gleichwertiger
Waren, hat der Importeur einen Importausgleich
zu entrichten."

8. Dem § 17 sind folgende Abs. 9 und 10
anzufügen:

„(9) Soweit die im Abs, 1 genannten Waren
einem Vertragszollsatz nach dem Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen, BGBl. Nr. 254/
1951, in der jeweils geltenden Fassung, und den
sich darauf gründenden Rechtsvorschriften unter-
liegen, darf der Importausgleich gemäß Abs. 1
oder 2 den bei Anwendung dieses Vertragszoll-
satzes zur Erhebung gelangenden Betrag nicht
übersteigen.

(10) Wenn für inländische, im § 2 Abs. 2
genannte Waren der Zolltarifnummern 21.07
und 22.02 ein Preisausgleichsbeitrag (§ 4) oder
ein Betrag gemäß § 9 eingehoben wird, hat der
Fonds für eingeführte gleichartige oder ähnliche
gleichwertige Waren einen Importausgleich zu
erheben; Voraussetzung hiefür ist, daß diese
Waren den Bestimmungen des Ausgleichsabgabe-
gesetzes, BGBl. Nr. 219/1967, in der jeweils gel-
tenden Fassung, unterworfen werden und der
feste Teilbetrag der Ausgleichsabgabe nicht aus-
reicht, d,en für inländische Waren erhobenen
Preisausgleichsbetrag (§ 4) oder den Betrag
gemäß § 9 abzugelten. Dieser Importausgleich
darf nicht höher sein als die zusätzliche Belastung,
die sich für inländische Waren aus den genannten
Beiträgen und Beträgen ergibt. Abs. 4, 5, 6 erster
und zweiter Satz und Abs. 8 sowie die §§ 18
und 19 Abs. 2 gelten sinngemäß."

9. § 22 hat zu lauten:
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(3) Futtermittel im Sinne dieses Unterabschnit-
tes sind folgende Waren:

(4) Für die Einreihung einer Ware in eine der
in den Abs. 1 bis 3 angeführten Zolltarifnum-
mern gelten die Bestimmungen des Zolltarif-
gesetzes 1958, BGBl. Nr. 74, in der jeweils gel-
tenden Fassung."

10. § 24 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft hat auf Vorschlag des Fonds bis
15. Oktober für das laufende Wirtschaftsjahr
(1. Juli bis 30. Juni des nachfolgenden Jahres)
mit Einschluß der Zeit bis zur nächsten Ernte
unter Bedachtnahme auf die inländische Produk-
tion sowie den zusätzlichen Einfuhrbedarf an
Weizen hochwertiger Beschaffenheit und be-
stimmter Herkunft und — soweit Futtermittel

in Betracht kommen — auch unter Bedacht-
nahme auf die Bedürfnisse der Fleisch- und Fett-
erzeugung für die im § 22 genannten Waren
Ein- und Ausfuhrpläne (Mengen der ein- und
auszuführenden Waren, allenfalls auch Zeitpunkt
der Ein- und Ausfuhr, Herkunft, Qualität und
Verwendungszweck der Einfuhren sowie deren
Verteilung) festzulegen. Im Einfuhrplan ist ins-
besondere auch die Menge des für die Teig-
warenerzeugung bestimmten Hartweizens fest-
zulegen, die in dem Zeitraum, auf den sich der
Einfuhrplan bezieht, zur Einfuhr zugelassen ist."

11. § 24 Abs. 4 und 5 haben zu lauten:

„(4) Die Gültigkeit der Einfuhrbewilligung
(Abs. 3) ist zu befristen. Die Einfuhrbewilligung
hat die Angabe des Ursprungs- und Lieferlandes
zu enthalten. Ferner ist die Einfuhrbewilligung,
soweit es zur Erreichung der im § 23 Abs. 1
genannten Ziele notwendig ist, mit Auflagen
hinsichtlich der Qualität, der Einfuhrzeit, der
Durchführung des Transportes, des Verwen-
dungszweckes, der Verteilung, der Lagerung und
der Ersichtlichmachung der ausländischen Her-
kunft der Ware zu verbinden; vom Fonds erlas-
sene Durchführungsbestimmungen, die dem
Nachweis der Einhaltung einer Auflage dienen,
sind Bestandteil der betreffenden Auflage. Ist
der Erteilung der Einfuhrbewilligung eine öffent-
liche Aufforderung zur Anbotstellung vorange-
gangen, so dürfen im Bewilligungsbescheid nur
solche Auflagen vorgeschrieben werden, die in
der Aufforderung genannt waren. Um die Ein-
fuhr innerhalb der Gültigkeitsdauer der Ein-
fuhrbewilligung und die Einhaltung von Auf-
lagen zu gewährleisten, kann der Fonds die
Erteilung der Einfuhrbewilligung von der Lei-
stung einer Sicherstellung abhängig machen.

(5) Importeuren, die Auflagen, unter denen die
Bewilligung erteilt wurde, schuldhaft nicht ein-
halten, sowie Importeuren, die die Ware inner-
halb der Gültigkeitsdauer der Einfuhrbewilligung
schuldhaft nicht oder nicht zur Gänze einfüh-
ren, können bereits erteilte Bewilligungen ent-
zogen werden, wenn ihre Aufrechterhaltung zu
volkswirtschaftlichen Nachteilen führen würde.
Aus den gleichen Gründen können Importeure
überdies zeitweise oder dauernd von der Durch-
führung von Importgeschäften ausgeschlossen
werden. Außerdem können aus diesen Gründen
Sicherstellungen ganz oder teilweise vom Fonds
zu seinen Gunsten (§ 23 Abs. 1) für verfallen
erklärt werden. Hiebei ist auf allfällige vom
Importeur erbrachte Nachweise, daß er die Frist
für die Einfuhr oder die Auflagen ohne sein
Verschulden nicht einhalten konnte, Bedacht zu
nehmen. Zur Gänze oder zum überwiegenden
Teil darf der Sicherstellungsbetrag nur für ver-
fallen erklärt werden, wenn die Nichteinhaltung
der Frist für die Einfuhr oder von Auflagen
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eine erhebliche Beeinträchtigung öffentlicher
Interessen zur Folge hat."

12. Im § 26 hat an Stelle der Zitierung „§ 24
Abs. 7 Z. 1 lit. b bis d" die Zitierung „§ 24
Abs. 7 Z. 1 lit. b bis e" zu treten.

13. Dem § 32 ist folgender Abs. 8 anzufügen:

„(8) Soweit die im § 22 genannten Waren
einem Vertragszollsatz nach dem Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen, BGBl. Nr. 254/
1951, in der jeweils geltenden Fassung, und den
sich darauf gründenden Rechtsvorschriften unter-
liegen, darf der Importausgleich gemäß Abs. 1
oder 2 den bei Anwendung dieses Vertrags-
zollsatzes zur Erhebung gelangenden Betrag nicht
übersteigen."

14. § 37 hat zu lauten:

„§ 37. (1) Schlachttiere im Sinne dieses Unter-
abschnittes sind folgende Tiere:

(2) Fleisch im Sinne dieses Unterabschnittes
sind folgende Waren:

(3) Fleischwaren im Sinne dieses Unter-
abschnittes sind folgende Waren:

(4) Tierische Fette im Sinne dieses Unter-
abschnittes sind folgende Waren:

(5) Tierische Produkte im Sinne dieses Unter-
abschnittes sind die in den Abs. 2, 3 und 4
genannten Waren.

(6) Bei der Einfuhr gelten lebende Tiere der
Nummern 01.01 A, 01.02 und 01.03 des Zoll-
tarifes als zum Schlachten bestimmt, sofern nicht
durch Vorlage einer Bestätigung des Bundesmini-
steriums für Land- und Forstwirtschaft im Zeit-
punkt der Zollabfertigung zum freien Verkehr
nachgewiesen wird, daß die Tiere zu einer ande-
ren Bestimmung als zum Schlachten eingeführt
werden.

(7) Für die Einreihung einer Ware in eine der
in den Abs. 1 bis 4 angeführten Zolltarifnum-
mern gelten die Bestimmungen des Zolltarif-
gesetzes 1958, BGBl. Nr. 74, in der jeweils gel-
tenden Fassung."

15. § 39 Abs. 4 und 5 haben zu lauten:

„(4) Die Gültigkeit der Einfuhrbewilligung
(Abs. 3) ist zu befristen. Die Einfuhrbewilligung
hat die Angabe des Ursprungs- und Lieferlandes
zu enthalten. Ferner ist die Einfuhrbewilligung,
soweit es zur Erreichung der im § 38 Abs. 1
genannten Ziele notwendig ist, mit Auflagen
hinsichtlich der Qualität, der Einfuhrzeit, der
Durchführung des. Transportes, der Lagerung,
der Verwendung, der Verteilung und der Inver-
kehrsetzung über den Markt zu verbinden; vom
Fonds erlassene Durchführungsbestimmungen,
die dem Nachweis der Einhaltung einer Auf-
lage dienen, sind Bestandteil der betreffenden
Auflage. Ist der Erteilung der Einfuhrbewilligung
eine öffentliche Aufforderung zur Anbotstellung
vorangegangen, so dürfen im Bewilligungs-
bescheid nur solche Auflagen vorgeschrieben
werden, die in der Aufforderung genannt waren.
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Um die Einfuhr innerhalb der Gültigkeitsdauer
der Einfuhrbewilligung und die Einhaltung von
Auflagen zu gewährleisten, kann der Fonds die
Erteilung der Einfuhrbewilligung von der Lei-
stung einer Sicherstellung abhängig machen. Fer-
ner kann der Fonds bei überwiegend für Zwecke
der Fleisch- und Fettwarenerzeugung bestimm-
ten Einfuhren die Erteilung der Einfuhrbewilli-
gung davon abhängig machen daß ein Vorver-
trag mit einem einschlägigen Verarbeitungs-
betrieb oder einer Marktagentur beigebracht
wird.

(5) Importeuren, die Auflagen, unter denen
die Bewilligung erteilt, wurde, schuldhaft nicht
einhalten, sowie Importeuren, die die Ware
innerhalb der Gültigkeitsdauer der Einfuhr-
bewilligung schuldhaft nicht oder nicht zur Gänze
einführen, können bereits erteilte Bewilligungen
entzogen werden, wenn ihre Aufrechterhaltung
zu volkswirtschaftlichen Nachteilen führen
würde. Aus den gleichen Gründen können Impor-
teure überdies zeitweise oder dauernd von der
Durchführung von Importgeschäften ausge-
schlossen werden. Außerdem können aus diesen
Gründen Sicherstellungen ganz oder teilweise
vom Fonds zu seinen Gunsten (§ 38 Abs. 1) für
verfallen erklärt werden. Hiebei ist auf alifällige
vorn Importeur erbrachte Nachweise, daß er die
Frist für die Einfuhr oder die Auflagen ohne sein
Verschulden nicht einhalten konnte, Bedacht zu
nehmen. Zur Gänze oder zum überwiegenden
Teil darf der Sicherstellungsbetrag nur für ver-
fallen erklärt werden, wenn die Nichteinhaltung
der Frist für die Einfuhr oder von Auflagen
eine erhebliche Beeinträchtigung öffentlicher
Interessen zur Folge hat."

16. § 39 ist durch folgenden Abs. 10 zu ergän-
zen:

„(10) Die Zollämter dürfen im § 37 genannte
Waren nur dann zum freien Verkehr abfertigen,
wenn der Importeur eine Bewilligung des Fonds
gemäß Abs. 3 vorweist oder es sich um Ein-
fuhren gemäß Abs. 8 Z. 1 handelt."

17. Im § 40 Abs. 2 hat die Z. 3 wie folgt zu
lauten:

18. Dem § 40 ist folgender Abs. 7 anzufügen:

„(7) Soweit die im § 37 genannten Waren
einem Vertragszollsatz nach dem Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen, BGBl. Nr. 254/
1951, in der jeweils geltenden Fassung, und den
sich darauf gründenden Rechtsvorschriften Unter-
liegen, darf der Importausgleich gemäß Abs. 1
oder 2 den bei Anwendung dieses Vertragszoll-
satzes zur Erhebung gelangenden Betrag nicht
übersteigen."

19. § 51 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Beim Getreidewirtschaftsfonds kann
überdies aus den Einnahmen gemäß § 28 Abs. 1
ein Betrag bis zu 4 v. H. der Ausgleichsbeiträge
und der Ausgleichszuschüsse gemäß § 28 Abs. 1
zur Deckung der Verwaltungskosten verwendet
werden."

20. § 58 Abs. 1 erster Unterabsatz hat zu
lauten'

„Wer den Bestimmungen des § 14 Abs. 3 zwei-
ter Satz, § 16 Abs. 1; 2 erster bis dritter Satz
oder 3, § 24 Abs. 6, § 31 Abs. 1, 2 oder 4,
§ 39 Abs. 7, § 43 Abs. 6 bis 8 oder § 44 Abs. 5,".

21. Dem § 58 ist folgender Abs. 6 anzufügen:

„(6) Die Verjährungsfrist (§ 31 Abs. 2 VStG.
1950) beträgt bei Verwaltungsübertretungen nach
diesem Bundesgesetz sechs Monate."

22. § 62 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Abschnitt II dieses Bundesgesetzes tritt

mit Ablauf des 31. Dezember 1972 außer Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1972
in Kraft.

(2) § 1 Abs. 2 der Milch-Qualitätsverordnung,
BGBl. Nr. 145/1955, wird, soweit er noch in
Geltung steht, aufgehoben.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind

hinsichtlich des Art. I die Bundesregierung,
hinsichtlich des durch Art. II Z. 8 eingefügten

§ 17 Abs. 10, soweit er sich auf den allgemein
festzusetzenden Importausgleich nach § 17 Abs. 5
bezieht, und hinsichtlich des durch Art. II Z. 14
neu gefaßten § 37 Abs. 6 der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft und der Bundes-
minister für Finanzen nach Maßgabe ihrer Wir-
kungsbereiche,

hinsichtlich des durch Art. II Z. 7 geänderten
§ 17 Abs. 1 und des durch Art. II Z. 8 einge-
fügten § 17 Abs. 10, soweit er sich auf § 17
Abs. 8 bezieht, der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen,
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hinsichtlicj des durch Art. II Z 12 geänderten
§ 26 und des durch Art. II Z. 16 eingefügten
§ 39 Abs. 10 der Bundesminister für Finanzen
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft,

hinsichtlich des durch Art. II Z. 8 eingefügten
§ 17 Abs. 10, soweit er sich auf § 18 bezieht, der
Bundesminister für Finanzen und

hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

4 9 3 . Bundesgesetz vom 21. Dezember 1971,
mit dem das Landwirtschaftsgesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Landwirtschaftsgesetz, BGBl.
Nr. 155/1960, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 79/1963 und BGBl. Nr. 412/1970 sowie
des Artikels II des vorliegenden Bundesgesetzes
enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser Vor-
schriften sind vom Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes bis zum Ablauf des 31. Dezember
1972 auch in den Belangen Bundessache, hinsicht-
lich derer das Bundes-Verfassungsgesetz in der
Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II

Das Landwirtschaftsgesetz wird geändert wie
folgt:

§ 12 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1972 außer Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1972
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich des Artikels I die Bundesregie-
rung und hinsichtlich des Artikels II der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft Getraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

4 9 4 . Bundesgesetz vom 21. Dezember 197i,
mit dem das Lebensmittelbewirtschaftungs-

gesetz 1952 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlössen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Lebensmittelbewirtschaftuns-
gesetz 1952, BGBl. Nr, 183, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 250/1956, BGBl. Nr. 78/
1963 und BGBL Nr. 413/1970 sowie des Ar-
tikels II des vorliegenden Bundesgesetzes enthal-
ten sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschrif-
ten sind vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes bis zum Ablauf des 31. Dezember 1972
auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich
derer das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fas-
sung von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II

Das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952
wird geändert wie folgt:

§ 13 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1972 außer Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1972
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich des Artikels I die Bundesregie-
rung und hinsichtlich des Artikels II der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter
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